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Dassman
nicht auf den
erhobenen
Zeigefinger
verzichtenwill,
hatweniger
moralische
als vielmehr
politische
Gründe.

Symbolisch gesehen, hat sich der Deut-
sche Bundestag amDonnerstagmit
der umstrittenen Reform des Abtrei-
bungsparagrafen 219a auf einen

erhobenen Zeigefinger geeinigt: Zwar wurde
das sogenannteWerbeverbot abgeschwächt,
und Ärzte und Krankenhäuser dürfen künf-
tig bekanntmachen, dass sie Schwanger-
schaftsabbrüche vornehmen; wer aber
öffentlich überMethoden, Kosten oder Risi-
ken informiert, kannweiterhin vor Gericht
gezerrt werden. Die Beratungspflicht für
Schwangere durch eine staatlich anerkannte
Stelle, man könnte es auch den Gang nach
Canossa nennen, hat Bestand. Damit bleibt
Abtreibung illegal, und auchwenn sie unter
gewissen Umständen straffrei ist, bleibt sie

eine Entscheidung, diemanmoralisch einer
erwachsenen Frau nicht überlassenwill.
Natürlichmussman für alle Frauen, die in

Deutschland ungewollt schwanger werden,
dankbar sein für diesen Kompromiss, dem
einemonatelange heftige Debatte voraus-
ging. Zumindest wird es für sie einfacher,
Ärztinnen und Ärzte zu finden, die eine
Abtreibung vornehmen. Das Stigma aller-
dings bleibt. Ja, es wurde sogar noch ver-
stärkt, weil Gesundheitsminister Jens Spahn
eine Studie zu den psychischen Folgen von
Schwangerschaftsabbrüchen in Auftrag
gegeben hat – obwohl es solche Studien
längst gibt, obwohl es bei der Debatte nicht
um die psychische Belastung geht, sondern
um Selbstbestimmung.
Dassman auf den erhobenen Zeigefinger

nicht verzichtenwill, hat wenigermoralische
als vielmehr politische Gründe. Seit einiger
Zeit wird das Thema Abtreibung von Rechts-
aussen in vielen Ländern gezielt instrumen-
talisiert. Wo die Demarkationslinie in der
Debatte genau verläuft, ist unterschiedlich.
Identisch aber ist, so die These der deut-
schen Politikwissenschafterin Antje
Schrupp, dass nationalistische Kräfte von

Donald Trump über die Alternative für
Deutschland (AfD) bis hin zu Polens Präsi-
dent Jaroslaw Kaczynski und seiner Partei
Recht und Gerechtigkeit (PiS) versuchen, die
erstarkte Frauenbewegung auf ihr klassi-
sches Kernthema, die reproduktive Selbst-
bestimmung, zurückzuwerfen.
Schliesslich gehen unter demBanner des

Feminismus heutemehrMenschen auf die
Strasse denn je. DerWomen’sMarch 2017 in
den USA, die weltweit geführte Debatte über
sexualisierte Gewalt bis zumGeneralstreik in
Spanien zumFrauentag 2018 zeigen, dass die
Bewegung längst nichtmehr nur aus Femi-
nistinnen besteht, sondern zumDach für den
Kampf gegen strukturelle, aber auch ökono-
mische Diskriminierung geworden ist.
Was liegt da näher, als die Bewegung zu

spalten, ihre globale Perspektivemit dem
Fokus auf die Abtreibungwieder auf den
Uterus zu beschränken? Nach demMotto
«teile und herrsche» wird das alte Narrativ
wiederbelebt, wonach auf der einen Seite die
Allgemeinheit stehe, dieMoral und das
ungeborene Leben, auf der anderen Seite die
Fraumit ihren Partikularinteressen. Ver-
tuscht wird durch denmoralischen Zeige-
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finger, worum es beim Thema Schwanger-
schaftsabbruchwirklich geht, nämlich um
die Frage, welche Autorität und Souveränität
der Frau zukommen soll. Embryonen exis-
tieren nicht ausserhalb des Körpers einer
Schwangeren. Die ethische Frage lautet also:
Sind Frauen, trotz Uterus, mündigeMen-
schen, die selbständigmoralische Entschei-
dungen über ihren Körper treffen können
und dürfen? Oder ist esmoralisch vertretbar,
die Freiheit der weiblichenMehrheit der
Menschen zu beschneiden und eine Schwan-
gere zu zwingen, einen Embryo auszutragen?
Meist sind esMenschen ohne Uterus, die

an vorderster Front gegen die Selbstbestim-
mung vonMenschenmit Uterus kämpfen.
ImKern der Debatte geht es umDeutungs-
hoheit, um die Frage, aus welchemBlick-
winkel Moral entsteht undwer dieMacht
hat, dieseMoral gesetzlich zu verankern.
Exakt diese Deutungshoheit spiegelt sich im
Stigma Abtreibung. Und sie steht letztlich im
Zentrum der frauen- und fremdenfeind-
lichen Politik populistischer Parteien.

Wirwerden
Revolutionen
ankündigen,
die sichnie
ereignen, und
Revolutionen
erleben, die nie
angekündigt
wurden.

Gastkolumne

DerMensch kann in die Vergangen-
heit, nicht aber in die Zukunft
blicken:Wir wissen, wie dieWelt
vor hundert oder zweihundert

Jahren ausgesehen hat, haben aber keine
Kenntnis, wie sie in ein paar Jahren sein
wird, ja nicht einmal Gewissheit, was der
morgige Tag bringt. Soweit, so banal.
Wer jedoch heute in einer Zeitung blättert

oder einen Buchladen betritt, könnte
meinen, es verhalte sichmit demMenschen
genau umgekehrt. Aus Schlagzeilen und
Sachbuchtiteln ergiesst sich eine Flut an
Prognosen über uns, aus denenman schlies-
senmüsste, ihre Urheber seienmit Seher-
gaben gesegnet undmit Vergangenheits-
blindheit geschlagen. Sie verkünden unsmit
quasi mathematischer Präzision, wie stark
die britischeWirtschaft bei einemNo-Deal-
Brexit schrumpfenwird, wie viel Prozent
aller Berufe bis 2030 automatisierbar sind, in
welchem Jahr Chinas Volkswirtschaft jene
der USA überholen undwann die künstliche
Intelligenz die Herrschaft auf Erden über-
nehmenwird.
Wer Voraussagen von solcher Exaktheit

ernst nimmt,muss die Fehlprognosen von
vorgestern für dieWelt von gestern verges-
sen haben.Wir dürfen uns nicht an die
Warnung vor der Brexit-Abstimmung 2016
erinnern, die britischeWirtschaft werde

nach einemEntscheid für den Austritt aus
der EU noch 2017 in eine Rezession abglei-
ten, nicht an die Prognose von 1978, im Jahr
2000 seien diemeisten Jobs durch Compu-
ter ersetzt, nicht an die Voraussage von 1971,
Japanwerde 1990 die USA als weltweit
grösste Volkswirtschaft abgelöst haben, und
nicht an die Ankündigung von 1970, bis 1978
werde die künstliche an dermenschlichen
Intelligenz vorbeigezogen sein.
Die Vergangenheit ist ein Friedhof der

Fehlprognosen, und eine der wenigen
wahren Voraussagen ist, dass es auch die
Zukunft sein wird.Wir werden Revolutionen
ankündigen, die sich nie ereignen, und
Revolutionen erleben, die nie angekündigt
wurden. Kann sich jemand, der die achtziger
Jahremiterlebt hat, an einemediale Vor-
schau auf die Internet-Revolution erinnern?
Es gab keine Vorschau, und dabei existierte
das Internet bereits! Als die vorläufig letzte
Revolution der Technikgeschichte als solche
erkannt wurde, war sie längst im Gange.
Sobald wir unsere Zukunftsblindheit

einsehen, könnenwir die pseudopräzisen
Aussagen von heute zummenschlichen
Geschehen vonmorgen als das betrachten,
was sie sind: interessante Gedankenspiele,
gute Unterhaltung – und vor allemwertvolle
Einblicke in die aktuelle Gemütslage. Die
Prognose ist ein Psychogrammder Gegen-
wart. Als solches aber kann sie nicht ernst
genug genommenwerden.
Prognosen verraten, was sich eine

Gesellschaft zutraut. Diesbezüglich gilt für
uns: herzlich wenig. Umsomehr Gestal-
tungskraft wird der Technologie attestiert.
Die Voraussagen, die heute das grösste Auf-
sehen erregen, imaginieren unser künftiges
Selbst als einen Knecht der Technik, der sich
nur opportunistisch anpassen, fatalistisch

ergeben odermaschinenstürmerisch auf-
lehnen kann. Heutige Prognosen sind ein
Spiegel unserer Ohnmachtsgefühle im
Umgangmit der Digitalisierung, aber sie
verkennen unsere historischen Erfahrungen
mit Technologien.
Nehmenwir als Beispiel eine alte Techno-

logie, die in heutigen Zukunftsszenarien
kaum vorkommt, obwohl sie noch immer
bedrohlicher ist als alle Varianten der künst-
lichen Intelligenz: die Atomenergie. In den
fünfziger Jahren erwarteten Pessimisten von
nuklearen Technologien die Auslöschung
allen Lebens, Optimisten dagegen ein neues
Zeitalter «von Frieden und Freiheit für alle».
Erstere bezogen sich auf denmilitärischen
Einsatz, letztere auf die zivile Nutzung.
Beide lagen falsch.Warum?Nicht das tech-
nologische Potenzial, sondern die soziale
Akzeptanz der Kernenergie war ausschlag-
gebend. Erst unterlag sie alsWaffe einer
totalen Ächtung, dann stiess sie als Energie-
quelle auf wachsendenWiderstand.
Trotz allen Unterschieden besteht zwi-

schen nuklearen und digitalen Technologien
einewichtige Gemeinsamkeit: Letztlich
gebenwirMenschen den Ausschlag, was aus
ihnenwerden kann undwas nicht. Die Frage
ist nur, welcheMenschen? Solangewir uns
von Digitalisierungsprognosen eine Zukunft
als Knechte der Technik aufschwatzen
lassen, überlassenwir die Entscheidungs-
hoheit den Herren an der Spitze der Kon-
zerne, die heute ammeisten von digitalen
Technologien profitieren.Wollenwir unsere
Zukunftmitgestalten, sollte die Frage nicht
lauten, was die Technikmit unsmacht, son-
dernwaswirmit der Technikmachen.
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Voraussagen stimmenselten, aber
sie gebenAufschlussdarüber,was
sicheineGesellschaft zutraut.Das
scheint zurzeit nicht viel zu sein
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Dank den fleissigen Leserrepor-
tern, die uns laufend Fotos und
Videos schicken, könnenwir
viele tolle Geschichten erzäh-

len», schreibt «20Minuten» auf seiner
Website und beglückt unsmit Qualitäts-
News aus dem echten Leben. Eine Ziege
imKofferraum, ein angefahrenes Büsi –
dank den fleissigen Leserreportern ist uns
das nicht entgangen.
Der Leser als Journalist, das ist eine

hübsche Vorstellung, funktioniert aller-
dings nur selten. Amübelsten ist der
Leserreporter-Pranger. EineMutter regt
sich darüber auf, dass Soldaten im Zug
keine Sitzplätze für ihre Kinder freigeben.
Ihr Ärgermacht aus ihr eine Journalistin.
Sie schiesst eine Handyfoto, und «20
Minuten» publiziert denQuark fast seiten-
gross. Eine Passantin in Zürich kann es
nicht fassen, dass nach der Karton-
sammlung noch ein paar Fetzen auf der
Strasse liegen geblieben sind. «Wer soll
den Abfall auflesen?», fragt sie empört. Sie
sicher nicht. Sie schickt lieber eine Foto an
die Redaktion. Für jede publizierteMel-
dung gibt es schliesslich bares Geld.
Dass wir uns richtig verstehen: Hin-

weise aus der Leserschaft können interes-
sante Recherchen auslösen. Aber die
Leserreporter-Rubriken von «20Minu-
ten», «Blick» und Co. produzieren eine
Horde von Denunzianten und Gaffern, die
beim geringsten Ärger und jedemUnfall
das Smartphone zücken. Die Redaktion
übernimmt natürlich deren griesgrämige
Sicht. Die Rekrutenwerden als rück-
sichtslos dargestellt, die Zürcher Karton-
sammler als schlampig, und der Basler
Tramchauffeur, der in die Zeitung kommt,
weil sein Handy auf der Armlehne liegt,
als gemeingefährlich. Die Sachlage ist
meistens unklar, aber eineMeinung ist
sofort gebildet, die Anklage schwingt
immermit. Der (meist anonyme) Leser-
reporter hat immer recht.
Im Journalismus ist das so fehl am

Platz wie eine Ziege imKofferraum.
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